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15 Tafelmitarbeiter sind weg
Caritasvorstand Konrad Niederländer be-
klagt einen dramatischen Einbruch bei
den Passauer Tafelmitarbeitern und rät
OB Dupper, sich zu entschuldigen. S. 17

Geschäftsreisende im Landkreis
Viele Gasthöfe im Landkreis Passau be-
herbergen Geschäftsreisende. Sie sind
nicht nur ein Wirtschaftsfaktor, auch
Freundschaften sind entstanden.Seite 27

Handreichung für den Ernstfall
Die Marktgemeinde Obernzell hat eine
Broschüre aufgelegt mit hilfreichen Hand-
reichungen zum Themakreis „Hochwas-
ser, Starkregen und Sturzfluten“. Seite 35

AUS DER REGION

Das Wetter in der Region

Infos: www.pnp.de/wetter und auf Seite 14

Heimatsport Seiten 23, 24, 25
Fernsehprogramm Seite 15
Familienanzeigen Seite 36
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Frankreichs Film-Ikone
Catherine Deneuve feiert am Wo-
chenende 80. Geburtstag. Journal

Der Wert der Freiheit
PNP-Interview mit Schauspielerin Iris
Berben. Bayern

Wagenknecht macht ernst
Welche Folgen die Gründung einer
neuen Partei haben kann. Seite 3

Selbstbewusste AfD
Rechtspartei sieht sich nach dem Stim-
menzuwachs bei der bayerischen Land-
tagswahl „in der Mitte der Gesellschaft
angekommen“. Bayern

Sacharow-Preis vergeben
Die vor gut einem Jahr gestorbene kurdi-
sche Iranerin Mahsa Amini bekommt
posthum den Sacharow-Preis für Demo-
kratie und Menschenrechte. Seite 4

Preiserhöhungen in Sicht
Die Inflation wirkt sich auch auf die Ver-
sicherungsbranche aus. Aufgrund gestie-
gener Kosten sind weitere Preiserhöhun-
gen zu erwarten. Wirtschaft

SERVICE
Börse: Erneutes Minus
DAX: 15 045,23 Punkte (– 0,33 %).
Top: SAP 127,28 Euro (+ 5,07 %).
Flop: Vonovia 20,51 Euro (− 5,05 %).

IM BLICKPUNKT

Anzeige

Schwere Krawalle
bei Demo für
Palästinenser

Berlin. Trotz eines Verbots
von pro-palästinensischen
Demonstrationen ist es in Ber-
lin-Neukölln erneut zu stun-
denlangen Auseinanderset-
zungen gekommen. Steine und
Flaschen wurden auf Polizis-
ten geworfen, Pyrotechnik ab-
gebrannt. Laut einer Polizei-
sprecherin seien bei den Kra-
wallen Mittwochnacht 65 Ein-
satzkräfte verletzt und mehr als
170 Randalierer festgenom-
men worden. Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser ver-
urteilte die Angriffe auf Polizis-
ten. Kanzler Olaf Scholz (beide
SPD) sprach sich gestern in
einer Regierungserklärung im
Bundestag für eine „klare Kan-
te“ gegenüber pro-palästinen-
sischen Demonstrationen und
antisemitischen Parolen aus.

− dpa/Berichte Seite 2

München. Die bayerische
Wirtschaft ist weiter auf Tal-
fahrt. Bei einer Konjunkturum-
frage des Bayerischen Indust-
rie- und Handelskammertags
(BIHK) beurteilen die Firmen
ihre Lage so schlecht wie seit
Ende der Corona-Pandemie
nicht mehr. Und „die Unter-
nehmen sehen kein Licht am

Bayerns Wirtschaft auf Talfahrt
Ende des Tunnels – im Gegen-
teil“, sagte BIHK-Hauptge-
schäftsführer Manfred Gößl
gestern in München: „Sämtli-
che Branchen gehen von rück-
läufigen Umsätzen und Gewin-
nen aus.“

Der BIHK-Konjunkturindex
sank im Vergleich zur Früh-
jahrsumfrage kräftig und liegt

Konjunkturindex kräftig gesunken – Alle Branchen gehen von rückläufigen Umsätzen aus
jetzt zwölf Prozent unter dem
Durchschnitt der vergangenen
30 Jahre. Der Verband hatte
3700 Unternehmen im Freistaat
befragt. Die schlechten Aus-
sichten kühlten die Investi-
tionsneigung deutlich ab. Auch
bei der Beschäftigung gebe es
keine Impulse: „Die Arbeitslo-

sigkeit steigt, selbst in Bayern“,
sagte Gößl. Scharf ging der
BIHK mit der Politik in Berlin
und in Brüssel ins Gericht. Noch
nie hätten die Unternehmen die
wirtschaftspolitischen Rah-
menbedingungen so schlecht
bewertet, 59 Prozent zählten sie
inzwischen zu den größten Risi-
ken für das eigene Geschäft.

Unsichere Energieversor-
gung, hohe Energiepreise, Plä-
ne zur Einschränkung des Ener-
gieverbrauchs und immer mehr
Vorschriften und Bürokratie
machten den Unternehmen zu
schaffen. Gößl zufolge entstehe
der Eindruck: „Man will doch
gar nicht mehr, dass man hier
noch investiert.“ − dpa/Bayern

Der Frust wächst
Von Ernst Fuchs

Ärzte und Zahnärzte haben
sich schon öfter mal beklagt über
ihre Arbeitsbedingungen. Dass
sich neuerdings dazu auch die
Apotheker gesellen, die längst
zum Kaufmann geworden sind
und schauen müssen, wie sie
ausreichend Umsatz machen, ist
durchaus ein ergänzender Hin-
weis darauf, dass etwas ins Rut-
schen kommt in der Gesund-
heitsversorgung, vor allem auf

STANDPUNKT
dem flachen Land. Viele Proble-
me, die zur Unzufriedenheit der
Patienten und der Leistungser-
bringer beitragen, sind bekannt
– und harren einer Lösung: Viele
Wochen können ins Land zie-
hen, bis insbesondere Fachärzte
einen Termin frei haben. Überall
gibt es zu viel Bürokratie, Druck,
aber zu wenig Zeit für Patienten
und zu wenig Fachpersonal. Die
zunehmenden Arzneimittel-
Engpässe sind ein Armutszeug-
nis für Deutschland, einst die
Apotheke der Welt. Die meisten
Kliniken schreiben rote Zahlen,

auf dem Land drohen Schließun-
gen. Dabei steigt der Bedarf an
ärztlicher Betreuung durch die
Alterung der Gesellschaft. Die
Patienten abseits der Großstädte
laufen Gefahr, zu Verlierern zu
werden. Und bei der Digitalisie-
rung im Gesundheitssystem ist
Deutschland ohnehin ein Ent-
wicklungsland. Für Gesund-
heitsminister Lauterbach gibt es
sehr viel zu tun. Eine hochwerti-
ge Gesundheitsversorgung ge-
hört zu den absolut wichtigsten
Aufgaben der Daseinsvorsorge.
Sie muss funktionieren.

Berlin. Die Verbände von
Ärzten, Zahnärzten und
Apotheken haben der Bun-
desregierung eine Gefähr-
dung der Vor-Ort-Versor-
gung vorgeworfen und for-
dern dringend bessere Be-
dingungen. Die Präsidentin
der Bundesvereinigung
Deutscher Apothekerver-
bände, Gabriele Regina
Overwiening, sprach gestern
von einem „Notruf“ der
freien Heilberufe. Diese sei-
en fester Bestandteil lokaler
Infrastruktur und Garant für
den sozialen Frieden.

Die Liste nicht lieferbarer
Arzneimittel werde immer
länger, sagte Overwiening.
Die Apothekenzahl gehe zu-
rück, die Honorierung sei

nicht angepasst worden. Plä-
ne von Gesundheitsminister
Karl Lauterbach (SPD) zur
erleichterten Zulassung von
Filialapotheken drohten ein
Zwei-Klassen-System mit
„Scheinapotheken“ zu schaf-
fen. Overwiening sowie die
Chefs der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung, Andre-
as Gassen, und der Kassen-
zahnärztlichen Bundesver-
einigung, Martin Hendges,
riefen Kanzler Olaf Scholz
(SPD) zum Eingreifen auf.

In den Praxen gebe es ein
Ausmaß an Frust, das man so
noch nicht erlebt habe, sagte
Gassen. Viele Praxen könn-
ten gestiegene Kosten nicht
auffangen, hinzu kämen bü-
rokratische Anforderungen

Notruf der Ärzte und Apotheker
sowie eine Digitalisierung,
die viel Geld koste und
Arbeitsabläufe verlangsame.
Hendges warnte vor Beein-
trächtigungen bei Therapien
von Parodontitis durch Maß-
nahmen zur Finanzstabili-
sierung der gesetzlichen Kas-
sen.

Nach Angaben der drei
Verbände kümmern sich in
den Praxen 731 000 Ärztin-
nen und Ärzte, Psychothera-
peutinnen und -therapeuten
sowie medizinische Fachan-
gestellte um 580 Millionen
Behandlungsfälle im Jahr. In
den 17 800 Apotheken mit
160 000 Beschäftigten wür-
den täglich über drei Millio-
nen Menschen bedient und
beraten. − dpa/Standpunkt

Berlin. Im Ringen um mehr
Pflegekräfte soll der Berufsein-
stieg über ein Studium attrakti-
ver werden. Studierende in der
Pflege sollen dafür künftig für
die Dauer des Studiums eine
Vergütung erhalten, wie ein
gestern vom Bundestag be-
schlossenes Gesetz vorsieht.
Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) sagte, in einer äl-
ter werdenden Gesellschaft
würden mehr Junge benötigt,
die in der Pflege arbeiten. − dpa

Vergütung für
Pflege-Studium

Tel Aviv. Israels Verteidi-
gungsminister Joav Gallant hat
laut israelischen Medienberich-
ten eine baldige Bodenoffensi-
ve im Gazastreifen angekün-
digt. „Der Befehl wird kom-
men“, sagte er vor Truppenan-
gehörigen. Experten warnen
vor einem blutigen Häuser-
kampf bei einer Bodenoffensive
Israels im dicht besiedelten Ga-
zastreifen. Indes rief Deutsch-
land Bundesbürger zum Verlas-
sen des Libanon auf. − dpa/S.5

Bodenoffensive
steht bevor
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Feuerwerkskörper explodieren hinter einem Polizeiauto: Eine nicht angekündigte pro-palästinensische Demonstration in Berlin-Neu-
kölln ist eskaliert. Insgesamt wurden über 170 Personen festgenommen. − Foto: dpa

Sie stellen die Situation in den Arztpraxen und Apotheken
dramatischdar:MartinHendges (l.) undAndreasGassen,Chefs
der Vereinigungen der Kassenzahnärzte und Kassenärzte, so-
wie Gabriele Regina Overwiening, Präsidentin der Bundesver-
einigung Deutscher Apothekerverbände. − Foto: imago


